
Ergänzungen zum Protokoll 

1) Kabinettsrat Martin setzte ihm auseinander, dass der Fürst 

und seine Umgebung wenn erst möglich zu einem friedlichen 
Ausgleiche die Hand bieten wolle. Dr. Beck klärte in ver- 
schiedenen Sachen auf, machte auf den Ernst der Situation 

mit Rücksicht auf die Verschleppungen und unwahren Verspre- 

chen aufmerksam. - 
2) Kabinettsrat Martin befrug Dr. Beck, auf welchem Wege man 

am besten zu einer Verständigung gelangen könne. Dr. Beck 

schlug nach langem Hin- und Herraten dem Herrn Kabinettsrat 

Martin vor, dass die Forderung des Volkes nach einer Motion 

und neuen Verfassung und Verwaltung, wie sie ungefähr die 

Volkspartei aufgestellt habe, in einer Proklamation des Für- 

sten an das Volk als fürstlicher Wille zu einer Verständigung 

kundgetan werde. Einmal würde eine Kundgebung einen vorzüg- 
lichen Eindruck nicht nur im Irrlande sondern auch im Auslande 

bewirken und sodann würde vor allem das Liechtensteiner Volk 

selbst sehen, dass es der alte Fürst mit ihm gut meine und der 

Kernpunkt des Streites tatsächlich mehr auf einzelnen Persön- 

lichkeiten liege. Kabinettsrat Martin wiederholte mehrmals 

und eindringlich, dass er nur infolge seines Unfalles nicht 
im Frühjahr herkommen könne (siehe Beilage), dass er sonst 
gleich die Sache in die Hand genommen habe. Die Auskostung 
der Verfassung sei unumgänglich notwendig. Er sagte, man 
staune in Wien und begreife es heute gar nicht, dass man im 
September 1918 nicht auf die wenigen gerechten Forderungen 

eingetreten sei und man habe es selbst verschuldet, wenn heute 
die Volkspartei und viele andere viel mehr verlangen. Das Volk 
hätte ganz recht. 
Dr. Beck referierte kurz über die Ziele und Wünsche der Volks- 
bewegung, die vor allem wie bereits erwähnt in der demokrati- 

schen Auskostung der Verfassung, Verwaltung und Justiz gipfle; 
in der Verlegung aller Instanzen. ins Land, Unabhängigmachung 
des Landes von auswärtigen Staaten und Beamten eines fremden 
Landes. Dr. Beck referierte über die verschiedenen Versprechun- 

gen des Prinzen Eduard, des Prinzen Karl, über die Unterhandlun- 

gen mit Prinz Johannes, der mir den... 
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was über die Stellung des Landtagspräsidenten und seine schwanken- 
de Haltung. Aufgabe. und beleuchtete in diesem Zusammenhang die 
Stellung zur Peerfrage. Das Volk wolle unter diesen Umständen nichts 
von Dr. Peer wissen und man solle sich im Fürstenhause darüber klar 

sein, dass die repuplikanische Bewegung um sich greife und wenn nur 
auf diesem Wege weiter gegangen werde, so würden auch jene Leute, 
die sich bisher als loyal und zurückhaltend gezeigt hatten, in ande- 
re Stapfen und das Fürstenhaus in schwierige Bahnen gelenkt werden. 

Kabinettsrat Martin sagte, im Fürstenhaus und er selbst wisse sehr 
wohl, dass es höchste Zeit sei einzugreifen, wenns nicht schon zu 
weit gediehen sei. Man habe unbegreifliche Fehler begangen und die- 

se müssten unter allen Umständen gutgemacht werden. 
Schliesslich ersuchte Kabinettsrat Martin Herrn Dr. Beck, ihm ver- 

traulich und rein persönlich, das heisst nicht so, dass etwa daß 
die Volkspartei in irgend einer Weise engagiert, einen Entwurf zu 
einer Proklamation des Fürsten ans Volk zu entwerfen. 

Dr. Beck wies besonders darauf hin, dass er es doch für unmög- 
lich halte, dass Dr. Peer eine so eminente Kraft sei, es gebe ja 

auch andere Zeugen in der Schweiz, warum sollte nicht von diesen einer 
beigezogen werden. Dr. Beck machte darauf aufmerksam, dass ein schwei- 
zerischer Fachmann als Berater zur liechtensteinischen Regierung bei- 

gezogen werdeh können solle. Kabinettsrat Martin gab zu verstehen, 
dass der Fürst immer noch an Dr. Peer festhalte und er ersuchte Dr. 
Beck dem fürstlichen Wunsche nachzukommen, wornach Dr. Beck und Peer 

miteinander eine unverbindliche Aussprache haben sollen. 

3) Dr. Peer wies beständig und unter theatralischen Gesten, auf seine 
von ihm in Oesterreich besitzende Stellung als Richter im Verwaltungs- 

gerichtshof hin. Er sei einer der höchsten Beamten und wolle diese 

sehr schöne und vornehme Stellung unter keinen Umständen aufgeben, 
denn es brauche gar viel bis einer Verwaltungsrichter sei. Das wäre 
schlecht vereinbar mit einer Stelle als Sekretär in Vaduz. 

4) Hierzu ist noch erläuternd hinzufügen : 
Sehr stark war er für die Abschaffung der fürstlichen Abge ordneten. 
Wie die Ernennung von 3 fürstlichen Abgeordneten, könne ja der Volks- 

wille umgangen und die Stimmung im Landtage entsprechend hergestellt 

werden. Diese Institution passe nicht mehr in die heutige Zeit und 
sei für Missbräuche sehr geeignet. 

Satisfaktion an die Volkspartei: Es war lange über die schimpf- 
liche Kundmachung in den beiden Landeszeitungen, die mit Zustimmung 
des Landtagspräsidenten erfolgte, gesprochen und Peer hielt sie ge- 
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radezu für ungeheuerlich. Es sei klar, dass sich eine Partei ein 
solches Vorgehen unmöglich könne gefallen und es müsse für die 
verschiedenen Umgehungen der Volkspartei und ihre Behandlung Ge- 
nugtuung erteilt werden. Dafür würde er schon sorgen. In der Peer- 
frage hübe man die Partei in verderblicher Weise umgangen; und auch 
er sei nicht richtig auf dem Laufenden gehalten worden. Das meiste 
habe er aus den Zeitungen erfahren können. Prinz Eduard habeneben 
wie schon bemerkt die Sache als bereits erledigt hingestellt, was 
sich als unrichtig erwies. 

Vertrauenswürdigkeit der Beamten: Als selbstverständlich be- 
trachtet Dr. Peer, dass ein Regierungsmitglied, das das Vertrauen 
des Landtages nicht mehr besitze, zurücktrete; denn eine solche 
vertrauensunwürdige Regierung könne auch nicht im Interesse des 
Volkes weilen. 

Bürgerpartei: Dr. Peer betonte mehrmals, wenn einem der Herr- 

gott gut wolle, so gebe er einem ungeschickt arbeitende Gegner. 
Die Volkspartei habe Männer, die man sich günstiger nicht wählen 
könne. Er verurteilt das Vorgehen der Bürgerpartei, die ja auch 
fortschrittlich sein wolle, im Grunde aber eben eine rückwärts- 
strebende Fortschrittspartei sei, das heisst eine reaktionäre 
Gesellschaft. Die Postulate der Volkspartei anerkannte er immer 

als zeitgemäss und mässig, und notwendig. 
Zustimmend äusserte sich auch Dr. Peer dazu, dass die gesamte 

Verwaltung nach den Grundsätzen des Rechtsstaates geführt und 
unter Kontrolle gestellt werden müsse. 

5) Es Wurde immer wiederum betont, dass die Unterhandlung nicht im 
Sinne der Partei sondern nur von den 3 persönlich geführt werde. 
Speziell wies darauf der Herr Obmann Walser-Kirchthaler in Vaduz 
hin. 

6) Man hatte nämlich ausgemacht, dass die Verhandlung vorläufig als 
strenge vertraulich betrachtet werde; solange bis die 3 Unterhänd- 
ler nicht erklären können, dass eine Aussicht auf Einigung vorhanden 
sei, solange solle und werde Gegnern der demokratischen Bewegung 
nichts gesagt werden. 
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